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neue Formen von
Raumordnung und -entwicklung

in der Bundesrepublik 

hat jedes Flächenland 

sein eigenes System der raum-

bezogenen Planung und eigene 

organisatorische Regelungen, 

auch für die  Regionalplanung. 

Gleichzeitig werden 

funktionale Handlungs- und 

Kooperationsräume 

in Städten, landkreisen und 

Regionen bedeutender und 

 stehen damit immer häufiger 

in einem Spannungsverhältnis 

zu den klassischen 

 Verwaltungsgrenzen und den 

Zuständig keiten der Stadt- und 

Regionalplanung.

Zwei Wissenschaftler vom 

 institut für umweltplanung 

 beschäftigen sich 

mit den Folgen dieses Wandels 

für die räumliche Planung.

Das beisPiel Der »reGionalen« in norDrhein­WestFalen

1. Regionalplanung und 
Regionalentwicklung

Das System der querschnitts-
orientierten »räumlichen Ge-
samtplanung« in der Bundes-
republik ist ein vielfältig 
 verflochtenes Mehr-Ebenen-
Planungssystem. »Bundes-
raumordnung« findet faktisch 
vor allem im Zusammenwir-
ken von Bund und Ländern 
statt, etwa in Form der »Leit-
bilder und Handlungsstrategi-
en zur Raumentwicklung in 
Deutschland« von 2006. Jedes 
Flächenland hat in der Bun-
desrepublik sein eigenes 
 System der raumbezogenen 
Planung und eigene organisa-
torische Regelungen, so auch 
für die Regionalplanung. In 
Niedersachsen sind etwa die 
Region Hannover, der Zweck-
verband Großraum Braun-
schweig und außerhalb dieser 
beiden Regionen die Landkrei-
se für die Regionalplanung 
zuständig. Die von der Regio-
nalplanung in mehr oder we-

niger enger Kooperation mit 
den Kommunen erstellten Re-
gionalpläne sind die wohl ent-
scheidende Planungsebene der 
überörtlichen Raumordnung, 
da sie den Rahmen für die 
kommunalen Planungen, etwa 
für die Verteilung der Wohn- 
und Gewerbeflächen, setzen. 
Die Regelung der Boden-
nutzung findet konkret und 
rechtsverbindlich durch die 
kommunale Bauleitplanung 
statt, die auf Grund der kom-
munalen Selbstverwaltung 
gemäß Artikel Art. 28 GG eine 
sehr starke Stellung im deut-
schen Planungssystem hat.

Angesichts der vielfältigen 
Herausforderungen (Klima-
wandel, demografischer Wan-
del, Globalisierung usw.) und 
der immer komplexeren Auf-
gabenstellungen, Akteurs-
konstellationen und Prozesse 
ist seit über zwei Jahrzehnten 
offenkundig, dass das skizzier-
te formelle Planungssystem 
zur Gestaltung der räumlichen 

Entwicklung längst nicht mehr 
ausreicht. Es wird daher er-
gänzt durch vielfältige Formen 
kooperativer, informeller Pla-
nungsansätze und -instrumen-
te, die vor, parallel zu und 
nach formellen Planungen 
zum Einsatz kommen, um die 
vorhandenen Aufgabenstel-
lungen von der Konfliktlösung 
bis zur räumlichen Entwick-
lung adäquater zu bewältigen. 
Gerade im Hinblick auf Fra-
gen der räumlichen Entwick-
lung in wirtschaftlicher Hin-
sicht haben sich hier vielfältige 
neue Ansätze gebildet, die 
al lerdings nicht rechtsverbind-
lich sind, sondern von der 
 Kooperationsbereitschaft und 
Selbstbindung der beteiligten 
Akteure leben. Dazu zählen in 
Norddeutschland zum Bei-
spiel die Metropolregion 
 Hamburg, der Erweiterte Wirt-
schaftsraum Hannover, der 
Kommunalverbund Bremen/
Niedersachsen und die so ge-
nannte »Ems-Achse«.

2. Governance, funktionale 
Räume sowie zeitlich 
und räumlich flexible 
Kooperationen

Durch diese freiwilligen Ko-
operationen und Vereinbarun-
gen von Kommunen, Wirt-
schaftsakteuren und Zivil-
gesellschaft auf Netzwerkbasis 
verändert sich das Verständnis 
regionaler Steuerung von hier-
archischen Steuerungsformen 
hin zu kooperativen Steue-
rungsformen (Regional Gover-
nance). Prägend sind hier das 

1



27

l e i b n i z  u n i v e r s i t ä t  h a n n o v e rR ä u m e  i m  W a n d e l

erweiterte Akteursspektrum, 
die Gleichzeitigkeit von Ko-
operation und Konkurrenz 
sowie die zunehmend einge-
setzten kommunikativen und 
kooperativen Instrumente. 
Das Ziel von Regional Gover-
nance liegt dabei in dem wirk-
samen, transparenten und 
 kooperationsorientierten Zu-
sammenwirken von Staat 
 beziehungsweise Kommunen, 
Wirtschaft und Bürgerschaft 
zur innovativen Bewältigung 
gesellschaftlicher Probleme 
und Herausforderungen, 
wie beispielsweise dem demo-
graphischen Wandel. Die 
 Kooperationen erfolgen oft-
mals projektbezogen, sind 
zeit lich begrenzt und konzent-
rieren sich auf bestimmte Teil-
räume.

Durch die strategischen In-
teressen von Akteuren – zum 
Beispiel mit Blick auf Sied-
lungsentwicklung und Woh-
nungsversorgung, Bildung, 
Kultur und Tourismus – 
kommt es zur Herausbildung 
funktionaler Verflechtungsräu-
me, die sich deshalb von ad-
ministrativen Einheiten, etwa 
von Kommunen, Landkreisen 
oder Regionen, unterscheiden. 
Viele der oben genannten 
Handlungsfelder sind nur 
 gemeindeübergreifend bezie-
hungsweise in Kooperation 
mit weiteren Akteuren (Unter-
nehmen, Interessensverbände, 
Nichtregierungsorganisatio-
nen, Bürgerinnen und Bürger 
etc.) zu bewältigen. In diesem 
Zusammenhang entstehen 
oft mals neue (informelle) 
räum liche Zuschnitte und Zu-
ständigkeiten, zum Beispiel 
Wirtschaftscluster, Tourismus-
regionen, Metropolregionen, 
Flusseinzugsgebiete, FFH-
Gebiete für den Naturschutz, 
LEADER-Regionen für die 
ländliche Entwicklung etc., die 
als fragmentiert oder unscharf 
beschrieben werden können, 
die nicht immer mit den ad-
ministrativen Abgrenzungen 
übereinstimmen und nicht 
dauerhaft angelegt sind (»Soft 
Spaces«).

3. Beispiel: die »Regionalen« in 
nordrhein-Westfalen

Im Land Nordrhein-Westfalen 
werden seit 2000 alle zwei 
(und seit 2010 alle drei) Jahre 
in jeweils einer Region des 
Landes so genannte Regiona-
len durchgeführt. Das Kunst-
wort »Regionale« setzt sich 
aus den Wörtern »Region« 
und »Biennale« zusammen. 
»Regionalen« können als ein 
zeitlich und räumlich kon-

zentriertes strukturpolitisches 
Programm für die jeweilige 
Region verstanden werden, 
das deren Position im Stand-
ortwettbewerb durch eine 
Schärfung des regionalen Pro-
fils und die Förderung des 
»Strukturwandels in den Köp-
fen« verbessern soll.

Konkret entstehen »Regiona-
len« dadurch, dass sich selbst-
definierte regionale Kooperati-
onsräume, die sich nicht an 
überkommene Verwaltungs-
grenzen halten müssen, auf 
eine entsprechende Ausschrei-
bung der Landesregierung 
bewerben. Dabei verspricht 
die Landesregierung die kon-
zentrierte vorrangige finan-
zielle Förderung von innova-
tiven, durch die jeweilige 
 »Regionale« entwickelten 
Projek ten aus den vorhande-
nen Förderprogrammen des 
Landes.

Zentrale Prinzipien der »Re-
gionalen« sind:

 die Freiwilligkeit der Ko-
operation und der selbst-
definierte Kooperations-
raum, der auch überkom-
mene Verwaltungsgrenzen 
überschreiten kann;

 die Einrichtung einer Agen-
tur beziehungsweise eines 
Büros für Regionalmanage-
ment als schlagkräftige or-
ganisatorische Einheit »ne-
ben« dem überkommenen 

Verwaltungsaufbau (be-
stehend beispielsweise aus 
Bezirksregierung, Kreis 
oder kreisfreier Stadt, 
 kreisangehöriger Gemeinde 
usw.);

 die Befristung der »Regio-
nalen« und ihre Ausrich-
tung auf ein Präsentations-
jahr (ähnlich wie bei 
 Gartenschauen und Welt-
ausstellungen);

 die strikte Qualitäts- und 
Innovationsorientierung, 
die insbesondere durch 
Wettbewerbe auf allen Ebe-
nen (bei der jeweiligen Aus-
wahl der »Regionalen«, bei 
der Auswahl der konkreten 
Projekte innerhalb einer 
»Regionalen« und zum 
 Beispiel bei der städtebau-
lichen oder landschafts-
planerischen Gestaltung 
von Einzelprojekten) er-
reicht werden soll.

In den Zeiträumen zwischen 
2000 und 2016 wurden bezie-
hungsweise werden in NRW 

abbildung 1
Das Planungssystem in Deutsch-
land (ARL 2014)

abbildung 2
Die unterschiedlichen Ko opera-
tionsbeziehungen und 
 Steuerungsformen im Gover-
nance-Modell
Quelle: Bieker et al. 2004
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acht »Regionalen« durchge-
führt. Sie haben jeweils unter-
schiedliche thematische 
Schwer punktsetzungen. Auch 
der Zuschnitt der jeweiligen 
Kooperationsräume unter-
scheidet sich erheblich, er 
reicht von drei Städten im so 
genannten Bergischen Städte-
dreieck (Regionale 2006) bis zu 

53 Städten und Gemeinden 
mit fast drei Millionen Ein-
wohnern im Raum Köln/Bonn 
(Regionale 2010). Zwei »Regio-
nalen« (2002 und 2008) be-
zogen auch Teile der benach-
barten Niederlande ein.

Dies zeigt, dass die Landes-
regierung durch die Vorgabe 
von Zielen und Randbedin-
gungen zwar den Rahmen für 
die »Regionalen« schafft und 
insbesondere durch die priori-

täre Förderung einen starken 
Anreiz für interkommunale 
Kooperationen setzt (top-
down). Zugleich bleibt den 
regionalen Akteuren (aus 
 Gebietskörperschaften, Wirt-
schaft und Zivilgesellschaft) 
aber ein großer Spielraum für 
die Ausgestaltung der Kon-
zepte und konkreten Projekte 

(bottom-up). Dadurch entsteht 
die Möglichkeit, etwa bei 
der Abgrenzung der Koopera-
tionsräume von den ad-
ministrativen Grenzen der 
Gebietskörperschaften ab-
zuweichen und funktionale 
Bezüge sowie den Entwick-
lungsstand der jeweiligen 
 Kooperationskultur zu berück-
sichtigen. Im Alltagsgeschäft 
der Stadt- und Regional-
planung besteht diese Mög-
lichkeit nicht. Gerade der in 

gewisser Weise künstlich er-
zeugte Zeitdruck durch die 
Notwendigkeit der Präsenta-
tion im Abschlussjahr der 
 »Regionalen« erzeugt Hand-
lungsdruck, setzt Ideen und 
Innovationspotenziale frei, 
erleichtert die Konsensfindung 
und verkürzt bürokratische 
Verfahren. Insgesamt sind 

»Regionalen« also durch eine 
gewisse »Außeralltäglichkeit« 
charakterisiert, die für das 
überkommene politisch-admi-
nistrative System aber nur da-
durch »erträglich« wird, dass 
in den Steuerungsgremien der 
»Regionalen« wichtige politi-
sche Akteure vertreten sind 
und das gesamte Vorhaben 
zeitlich befristet ist. Der Fes-
tival-Charakter im Präsenta-
tionsjahr ermöglicht eine in-
tensivere Wahrnehmung der 

abbildung 3
Übersicht über die »Regionalen« 
2000–2016 (ILS 2011)
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Region und ihres Wandels von 
innen und von außen. Das 
Event ist allerdings kein 
Selbstzweck, sondern dient 
der Schärfung des Profils der 
Region, der Verbesserung der 
regionalen Kooperation und 
der Förderung von Produkt- 
und Prozessinnovationen in 
einem außeralltäglichen Ex
perimentierfeld der Stadt- und 
Regionalentwicklung.

4.	D iskussion

Die »Regionalen« in NRW 
wurden hier stellvertretend 
für neue Formen regionaler 
Kooperation vorgestellt, die 
sich an funktionalen Erforder-
nissen und selbst definierten 
Bezugsräumen ausrichten.  
Sie sind ein Beispiel für »Soft 
Spaces«. Andere Beispiele da-
für wären etwa Metropol
regionen oder strukturpoli-
tisch orientierte Kooperations-
räume wie die Ems-Achse und 
das Weserbergland. So bedeut-
sam die Steigerung der Flexi-
bilität und Innovationsfähig-
keit durch diese neuen Ko
operationsformen ist, so sehr 
können sie auch in ein Span-
nungsverhältnis zu den legiti-
mierten Gremien und Prozes-
sen der Stadt- und Regional-
entwicklung geraten. Sie 
folgen einer anderen Logik als 
die rechtsverbindliche räum
liche Planung auf kommunaler 
und regionaler Ebene. Beiden 
geht es um raumbezogene Ge-
staltung, dabei in einem Falle 
durch Kooperation und Selbst-
bindung, im anderen Falle 
durch rechtsverbindliche Plä-
ne und Programme, die die 
Basis für rechtsverbindliche 

Entscheidungen und Konflikt-
lösungen sind. Gerade die gro-
ßen städtebaulichen und land-
schaftsplanerischen Projekte 
der »Regionalen« bedürfen 
letztlich auch der Verankerung 
in den rechtsverbindlichen 
Planungen. Wenn der »Druck« 
durch die Konzentration auf 
das Präsentationsjahr in der 
Zeit danach nachlässt, ist die 
Fortsetzung des außeralltäg
lichen und innovativen Vor
gehens – und damit letztlich 
die »Nachhaltigkeit« der 
»Regionale«-Projekte – ernst-
haft gefährdet. Ob es wirklich 
gelingt, auf diese Weise dauer-
haft auch das überkommene 
System der Stadt- und Regio-
nalplanung sowie das klassi-
sche Verwaltungshandeln zu 
verändern und zu erneuern, 
ist eine offene Frage, die noch 
umfangreicher empirischer 
Forschungen bedarf.
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